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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN FÜR DEN VERTRIEB 

1 - Allgemeines  

1.1 Mit Bezug auf und vorbehaltlich dieses 

Kostenvoranschlags, Angebots und/oder 

dieser Auftragsbestätigung (je nachdem, 

was einschlägig ist) regeln diese Allgemei-

nen Geschäftsbedingungen („AGB") der 

Fritz Schäfer GmbH, Fritz-Schäfer-Straße 

20, 57290 Neunkirchen/Siegerland, ein-

getragen beim Amtsgericht Siegen unter 

HRB 1661, und deren verbundener Unter-

nehmen nach §§ 15 ff AktG (Deutschland) 

(„SSI“) entweder: (i) Entwurf, Planung, 

Lieferung, Installation und Inbetriebnahme 

von (automatisierten) Logistiksystemen 

und/oder Lagern sowie sonstige werkver-

tragliche Leistungen ("Werkvertrag") 

oder (ii) die bloße Lieferung von Produk-

ten ("Kaufvertrag") durch SSI. Der Ver-

tragspartner von SSI („Kunde“) und SSI 

werden im Folgenden gemeinsam als 

"Parteien" oder einzeln als eine "Partei" 

bezeichnet. 

1.2 Soweit nicht einvernehmlich in 

„Schriftform" (d.h. ein Dokument muss 

von beiden Parteien eigenhändig unter-

schrieben werden) etwas anderes verein-

bart wird, sind die in dieser Ziffer 1.2 nach-

folgend angegebenen Ziffern zwingend 

und die dort genannten Themen werden 

abschließend und ausschließlich durch 

diese AGB geregelt, d.h. es werden jed-

wede anderweitigen diesbezüglichen ver-

traglichen Regelungen aufgehoben, er-

setzt und die nachfolgenden Ziffern sind 

der maßgebliche, ausschließliche und ab-

schließende Vertragsinhalt zu den jeweili-

gen Themen: 1.2-1.3;1.6 -1.7; 6; 8.3, 

Sätze 1-2 und 4-5; 9-12. 

1.3 Im Falle von Widersprüchlichkeiten, 

Unstimmigkeiten, Unklarheiten oder Zwei-

feln zwischen den Bestimmungen dieser 

AGB und den Bestimmungen in anderen 

Dokumenten wie insbesondere eines Kos-

tenvoranschlags, Angebots, Bestellung 

und/oder Auftragsbestätigung, gehen 

diese AGB vor. Allgemeine Geschäftsbe-

dingungen des Kunden sind ausgeschlos-

sen und finden keine Anwendung; insbe-

sondere wird durch schlüssiges Verhalten 

keine Einbeziehung in der Weise bewirkt, 

dass der Kunde erkennbar auf etwaige all-

gemeine Geschäftsbedingungen verwei-

sen und SSI deren Geltung nicht wider-

sprechen und/oder SSI beginnt, vertragli-

che Leistungen zu erbringen. 

1.4 Alle Kostenvoranschläge und Ange-

bote sind unverbindlich, sofern sie nicht 

ausdrücklich als verbindlich bezeichnet 

sind. 

1.5 Werkvertrag bzw. Kaufvertrag kom-

men erst durch eine Auftragsbestätigung 

von SSI zustande. 

1.6 Unbeschadet der Ziffer 1.2 dieser AGB 

können der Werkvertrag bzw. der Kaufver-

trag und diese AGB nur im gegenseitigen 

Einvernehmen der Parteien in Schriftform 

oder in Textform geändert oder ergänzt 

werden. 

1.7 Soweit einzelne Bestimmungen dieser 

AGB ganz oder teilweise nichtig, unwirk-

sam und/oder nicht durchsetzbar sind 

oder aufgrund von Gesetzesänderungen 

nach Abschluss des zwischen den Par-

teien geschlossenen Vertrages nichtig, 

unwirksam und/oder nicht durchsetzbar 

werden, berührt dies die übrigen Bestim-

mungen der AGB oder die Wirksamkeit 

dieser AGB insgesamt nicht. Die be-

troffene Bestimmung ist durch eine wirk-

same und/oder durchsetzbare Bestim-

mung zu ersetzen, die dem Sinn und 

Zweck der betroffenen Bestimmung mög-

lichst nahekommt. Bei Lücken in den AGB 

gelten diejenigen Bestimmungen als ver-

einbart, die dem Sinn und Zweck dieser 

AGB entsprechen und nach Treu und 

Glauben vereinbart worden wären, wenn 

die Parteien diese Lücken bei Abschluss 

des Vertrages bedacht hätten. 

2 - Werkvertrag: Bauseitige Leistun-

gen und sonstige (Mitwirkungs-) 

Pflichten 

2.1 Vertragliche Leistungen, Ausführungs-

fristen und Termine stehen unter dem Vor-

behalt, dass der Kunde den jeweiligen 

bauseitigen Leistungen, Beistellungs-

pflichten sowie seinen sonstigen (Mitwir-

kungs-) Pflichten kostenlos, rechtzeitig, 

vollständig und ordnungsgemäß nach-

kommt. Insbesondere liegen etwaige Ge-

nehmigungen (z.B. Baugenehmigung, Be-

triebsgenehmigung) und behördliche Vor-

gaben (insbesondere Auflagen) in der Ver-

antwortung des Kunden.  

2.2 Soweit (i) der Kunde den jeweiligen 

bauseitigen Leistungen, Beistellungs-

pflichten sowie seinen sonstigen (Mitwir-

kungs-) Pflichten nicht (kostenlos, recht-

zeitig, vollständig und ordnungsgemäß) 

nachkommt, und/oder (ii) SSI ohne ein 

Vertreten müssen nicht (rechtzeitig, voll-

ständig und ordnungsgemäß) leisten 

kann, und/oder (iii) sich Gesetze, Normen 

und/oder behördliche Vorgaben nach Ver-

tragsabschluss ändern, die Auswirkungen 

auf vertragliche Leistungen haben 

und/oder (iv) der Kunde die Aussetzung 

der vertraglichen Leistung verlangt und 

SSI dem zustimmt, gerät SSI mit seinen 

(entsprechenden) Leistungspflichten nicht 

in Verzug, hat Anspruch auf angemessene 

Fristverlängerungen, eine angemessene 

Frist zur Wiederaufnahme der Leistung 

und auf Ersatz etwaiger Mehrkosten 

und/oder Schäden (unbeschadet sonsti-

ger Rechte und/oder Rechtsbehelfe). 

Kommt der Kunde Zahlungsverpflichtun-

gen nicht nach, ist SSI darüber hinaus be-

rechtigt, nach erfolglosem Ablauf einer Ab-

hilfefrist von mindestens zehn (10) Werk-

tagen nach freiem Ermessen vertragliche 

Leistungen auszusetzen oder einzu-

schränken, bis die entsprechenden Zah-

lungen eingehen (unbeschadet sonstiger 

Rechte und/oder Rechtsbehelfe). 

3 - Abtretung, Übertragung und Eigen-

tumsvorbehalt  

3.1 Der Kunde darf den Werkvertrag bzw. 

den Kaufvertrag und Rechte und Forde-

rungen daraus nur mit einer vorherigen 

Einwilligung durch SSI in Schriftform über-

tragen bzw. abtreten.  

3.2 Die von SSI gelieferten Produkte und 

erbrachten Leistungen bleiben bis zur voll-

ständigen Bezahlung der vertraglich ver-

einbarten Vergütung Eigentum von SSI. 

4 - Werkvertrag: Leistungsänderungs-

begehren 

Der Kunde kann jederzeit Änderungen 

des Werkvertrags anfragen, die jedoch 

nur dann wirksam sind, wenn sie zwischen 

dem Kunden und SSI in Schriftform oder 

Textform vereinbart wurden. SSI hat in je-

dem Fall und ohne Angabe von Gründen 

das Recht, ein Änderungsbegehren abzu-

lehnen; dem Kunden steht kein einseitiges 

Anordnungsrecht nach § 650b Abs, 2, S.1 

BGB bezüglich eines Leistungsände-

rungsbegehrens zu. 

5 - Höhere Gewalt  

Mit Ausnahme von Zahlungsverpflichtun-

gen kommt keine der Parteien in Verzug 

und/oder verletzt Pflichten, soweit die Er-

füllung von Pflichten durch Umstände Hö-

herer Gewalt verhindert wird. Der betroffe-

nen Partei wird jede aufgrund eines Ereig-

nisses Höherer Gewalt erforderliche 

Fristverlängerung gewährt, einschließlich 

aller damit zusammenhängenden Verzö-

gerungen und der Projektzeitplan wird in 

dem Maße angepasst, wie dies zum Aus-

gleich einer solchen Verzögerung erfor-

derlich ist. Für den Fall, dass die COVID-

19-Krise oder eine andere Krankheit, Epi-

demie oder Pandemie nach Vertrags-

schluss zu neuen oder verstärkten Maß-

nahmen führt, die Hindernisse verursa-

chen, vereinbaren die Parteien, dass dies 

ebenfalls als Höhere Gewalt gilt. 

Unter "Höherer Gewalt" im Sinne dieser 

Ziffer ist jedes Ereignis zu verstehen, das 

außerhalb der zumutbaren Kontrolle der 

betroffenen Partei liegt und das die Leis-

tung einer Partei trotz Anwendung ange-

messener Sorgfalt durch die betroffene 

Partei verhindert, behindert oder verzö-

gert, und umfasst insbesondere: 

a. Krieg, Kampfhandlungen oder ähn-
liche Konflikte (gleich ob der Kriegs-
zustand ausgerufen wurde oder 
nicht), Invasionen und Bürgerkrieg; 
 

b. Rebellion, Revolution, Aufstand, 
Meuterei, Machtergreifung, Ver-
schwörung, Aufruhr, zivile Unruhen, 
Terrorismusgefahr, terroristische 
Handlungen, staatliche/offizielle 
oder internationale Sanktionen, 
Handelsembargo oder -boykott 
bzw. Einschränkungen beim Trans-
port von Personen, Anlagen, Liefe-
rungen oder Rohstoffen; 

 
c. Konfiszierung, Verstaatlichung, Mo-

bilisierung, Beschlagnahme durch 
rechtmäßige oder faktische Regie-
rungen, Behörden oder Herrscher 
sowie sonstige Handlungen oder 
Unterlassungen lokaler, bundes-
staatlicher oder nationaler Behör-
den oder Regierungen; 

 
d. Nichtausstellung oder verzögerte 

Ausstellung benötigter Import- oder 
Export-Genehmigungen, Zulassun-
gen, Lizenzen, Visa oder Autorisie-
rung trotz ordnungsgemäßer Bean-
tragung; 

 
e. Streiks, Sabotage, Cyber-Angriffe, 

Aussperrungen, Embargos, Ein-
fuhrbeschränkungen, Hafenüber-
lastung, Fehlen öffentlicher Ver-
kehrs- und Kommunikationsmittel, 
Arbeitskämpfe, Knappheit oder Ein-
schränkungen bei der Energiever-
sorgung; 

 
f. Erdbeben, Erdrutsch, vulkanische 

Aktivitäten, Feuer, Explosionen, 
Flut oder Überflutung, Flutwellen, 
Taifune oder Zyklone, Hurrikans, 
Sturm, Blitz, Dürren oder Schlecht-
wetter, nukleare und Druckwellen 
oder andere Natur- und sonstige 
Katastrophen auf der Baustelle 
oder auf dem Transportweg oder 
sonstige Naturereignisse; sowie 

 
g. Knappheit/Mangel an Arbeitskräf-

ten, Lieferungen, Komponenten, 
Transportmöglichkeiten, Rohstoffen 
oder Betriebsmittel (auch bei Nach-
unternehmern oder Lieferanten). 

 
6 - Geistiges Eigentum; Nutzungs-

rechte; WAMAS® Endbenutzer-Lizenz-

vertrag und Datenschutz  

6.1 Sämtliche gewerblichen Schutzrechte 

bleiben stets geistiges Eigentum von SSI. 

Dies gilt insbesondere für technische ge-

setzliche Schutzrechte (wie insbesondere 

Patente, ergänzende Schutzzertifikate, 

Gebrauchsmuster oder Halbleiterschutz), 

nichttechnische gewerbliche Schutzrechte 

(wie insbesondere Marken, geografische 

Herkunftsangaben, eingetragene Designs 

bzw. Modelle, oder geschäftliche Bezeich-

nungen wie Unternehmenskennzeichen 

und Werktitel), Geschäftsgeheimnisse, 

hinsichtlich des wettbewerbsrechtlichen 

Leistungsschutzes und hinsichtlich etwai-

ger Urheberrechte bzw. dem Urheberrecht 

verwandten Schutzrechten. Das Eigentum 

und das Copyright an vertragsgegen-

ständlicher Software sowie alle damit in 

Verbindung stehenden Rechte zur kom-

merziellen und sonstigen Nutzung verblei-

ben zu jeder Zeit und uneingeschränkt bei 

SSI bzw. den Nachunternehmern von SSI. 

Der Kunde bestätigt, dass SSI das Eigen-

tum an allem/n geistigen Eigentum, Know-

how, Ideen, Konzepten und allgemeinen 

Techniken gemäß den geltenden Geset-

zen weltweit behält (einschließlich aller 

Erneuerungen, Umkehrungen und Erwei-

terungen). Hierbei ist es unerheblich, ob 

SSI dieses geistige Eigentum bereits be-

sitzt oder es im Rahmen mit der Durchfüh-

rung des Vertragsgegenstandes erlangt. 

SSI behält ebenso alle geistigen Eigen-

tumsrechte, einschließlich moralischer 

Rechte, an kundenspezifischen Anpas-

sungen, die SSI für den Kunden vertrag-

lich entwickelt. Soweit die Leistungen von 

SSI urheberrechtlich geschützt sind, blei-

ben dessen Urheberpersönlichkeitsrechte 

unberührt. 

6.2 Unbeschadet dessen erteilt SSI im 

Falle eines Werkvertrags nach der Ab-

nahme und der vollständigen Zahlung des 

Vertragspreises das unbefristete, nicht ex-

klusive und nicht übertragbare Nutzungs-

recht hinsichtlich der vertragsgegenständ-

lichen Software sowie hinsichtlich aller 

durch SSI bzw. von allen von SSI oder sei-

nen Erfüllungsgehilfen für das Anlagen-

bauvorhaben erstellten Unterlagen und 

Entwürfen, insbesondere der Pläne, wenn 

und soweit deren Nutzung für den ord-

nungsgemäßen Betrieb der vertragsge-

genständlichen Anlage erforderlich ist. Die 

vorstehenden Nutzungsrechte beziehen 

sich ausschließlich auf eine interne Nut-

zung durch den Kunden und dürfen Drit-

ten nicht preisgegeben werden. Der 

Kunde ist jedoch berechtigt, Dokumente, 

Zeichnungen und Daten an Behörden wei-

terzugeben, sofern dies erforderlich ist, 

um die für die Errichtung und den Betrieb 

des Vertragsgegenstandes sowie die in 

diesem Zusammenhang erforderlichen 

Maßnahmen etwaig benötigten Genehmi-

gungen und Zulassungen einzuholen. Der 

Kunde hat dabei alle an der vertraglichen 

Durchführung und/oder bei der Beschaf-

fung der oben genannten Genehmigun-

gen bzw. Zulassungen beteiligten Perso-

nen zur Einhaltung der Vertraulichkeit zu 

verpflichten. Vor einer Weitergabe von Do-

kumenten, Zeichnungen und Daten an 

Dritte, die nicht an den in diesem Absatz 

beschriebenen Verfahren beteiligt sind, ist 

die Zustimmung von SSI in Schriftform 

einzuholen. 

6.3 Sofern die WAMAS® Standardsoft-

ware Vertragsgegenstand ist, werden die 

Lizenzbedingungen im WAMAS® End U-

ser License Agreement festgelegt, abruf-

bar unter 

WAMAS End User License Agreement 

(EULA) | SSI SCHÄFER (ssi-

schaefer.com)  

Dieser WAMAS® Endbenutzer-Lizenzver-

trag hat Vorrang vor allen anderen wider-

sprüchlichen, entgegenstehenden oder 

abweichenden Bestimmungen dieser 

AGB. 

Weiter gilt, sofern die WAMAS® Standard-

software Vertragsgegenstand ist, für die 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

der unter  

https://www.ssi-schaefer.com/en-de/data-

processing-agreements 

abrufbare Datenverarbeitungsvertrag. 

https://www.ssi-schaefer.com/de-de/wamas-eula
https://www.ssi-schaefer.com/de-de/wamas-eula
https://www.ssi-schaefer.com/de-de/wamas-eula
https://www.ssi-schaefer.com/en-de/data-processing-agreements
https://www.ssi-schaefer.com/en-de/data-processing-agreements
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7 - Werkvertrag: Freie Kündigung und 

Ausschluss des Rücktritts vor Ab-

nahme 

7.1 Im Falle einer freien Kündigung (ohne 

Grund) behält SSI den Anspruch auf volle 

Vergütung für bis zum Zeitpunkt des Wirk-

samwerdens der Kündigung angefallene 

Leistungen, insbesondere für im Werk ver-

körperte Leistungen und bereits gelieferte 

oder produzierte Produkte. Bezüglich 

noch nicht angefallener Leistungen steht 

SSI die vertragliche Vergütung zu, soweit 

diese nicht wegen ersparter Aufwendun-

gen zu mindern ist (unbeschadet sonsti-

ger Rechte und/oder Rechtsbehelfe). 

7.2 Unbeschadet der gesetzlichen Kündi-

gungsrechte wird ein Rücktrittsrecht aus-

geschlossen. Vorstehendes gilt nicht, so-

weit nach dem Gesetz zwingend gehaftet 

wird. 

8 - Mängelrechte 

8.1 Die Mängelrechte umfassen vorrangig 

– nach Wahl von SSI – Nachbesserung 

und Nachlieferung (für den Fall eines 

Kaufvertrags; zusammen: „Nacherfül-

lung“) bzw. Mängelbeseitigung oder Her-

stellung eines neuen Werks (für den Fall 

eines Werkvertrages; zusammen: „Nach-

erfüllung“). 

8.2 Ein Selbstvornahmerecht besteht erst, 

wenn die Nacherfüllung innerhalb ange-

messener Fristsetzung dreimal erfolglos 

ist (soweit die Fristsetzung nach dem Ge-

setz nicht entbehrlich ist). Das Recht auf 

Schadensersatz statt der Leistung besteht 

erst, wenn nach erfolgloser dreimaliger 

Nacherfüllung innerhalb angemessener 

Fristsetzung (soweit die Fristsetzung nach 

dem Gesetz nicht entbehrlich ist) noch be-

triebsverhindernde Mängel vorliegen. Un-

ter Ausnahme des Rechts auf Schadens-

ersatz neben der Leistung sind sonstige 

Mängelrechte, insbesondere das Rück-

trittsrecht, ausgeschlossen. Dies gilt alles 

nicht, soweit nach dem Gesetz zwingend 

gehaftet wird. 

8.3 Die Verjährung der Mängelrechte be-

ginnt bei Werkverträgen mit Abnahme, In-

betriebnahme oder kommerziellen Nut-

zung, je nachdem, was zuerst eintritt, und 

bei Kaufverträgen mit Lieferung. Soweit 

im Kostenvoranschlag/Angebot nicht an-

ders angegeben gilt: Mängelrechte verjäh-

ren in 24 Monaten für werkvertraglichen 

Stahlbau, im Übrigen in 12 Monaten. Die 

bloße Nacherfüllung stellt in keinem Fall 

ein Anerkenntnis von Mängeln dar und 

Verhandlungen über Mängelrechte setzen 

die Verjährung der Mängelrechte weder 

allgemein noch speziell im Hinblick auf 

den Verhandlungsgegenstand neu in 

Gang, hemmen, unterbrechen oder ver-

längern sie. Unbeschadet dessen gilt: Im 

Fall der Nacherfüllung beginnt ab Beendi-

gung der Nacherfüllungsleistungen eine 

einmalige separate Verjährung der Män-

gelrechte hinsichtlich des allein von der 

Nacherfüllung betroffenen Vertragsgegen-

stands über einen Zeitraum von 12 Mona-

ten; im Fall von mehreren Nacherfüllun-

gen hinsichtlich eines bereits von der 

Nacherfüllung betroffenen Vertragsgegen-

stands beginnt keine weitere separate 

Verjährung der Mängelrechte. Vorstehen-

des gilt alles nicht, soweit nach dem Ge-

setz zwingend gehaftet wird. 

8.5 Mängelrechte vor Abnahme sind aus-

geschlossen. 

8.6 Von Mängelrechten ausgeschlossen 

sind insbesondere Mängel, die durch un-

sachgemäße Bedienung (d.h. Nichtbe-

achtung von Bedienungs- und Wartungs-

hinweisen) oder Fremdeinwirkung ent-

standen sind; dies gilt auch für IT-Kompo-

nenten; auch übliche Abnutzung und Ver-

schleiß stellt keinen Mangel dar.  

8.7 Bei einem Werkvertrag muss der 

Kunde den jeweiligen Anforderungen von 

SSI vor Ort im Rahmen des zur Nacherfül-

lung Erforderlichen kostenlos, rechtzeitig, 

vollständig und ordnungsgemäß nach-

kommen; bspw. Verfügbarkeit der erfor-

derlichen Energie, Kraftstoffe und Hilfs-

stoffe sowie alle vor Ort vorhandenen Be-

triebseinrichtungen und -anlagen, ein-

schließlich des Betriebspersonals, das für 

die Wartung und den Betrieb der Anlagen 

benötigt wird.  

9 - Pauschalierter Verzugsschadenser-

satz  

9.1 Kommt SSI im Falle eines Werkvertra-

ges mit dem Abnahmetermin bzw. im Falle 

eines Kaufvertrages mit der Lieferung der 

Waren durch ausschließlich von SSI zu 

vertretenden Gründen in Verzug, kann der 

Kunde im Falle eines Werkvertrages einen 

pauschalierten Schadensersatz in Höhe 

von 0,5% des ursprünglichen Netto-Ver-

tragspreises für jede volle Woche des Ver-

zuges bzw. im Falle eines Kaufvertrages 

in Höhe von 0,5% des Netto-Vertragsprei-

ses der vom Verzug betroffenen Ware für 

jede volle Woche des Verzuges verlan-

gen. Die Höhe des pauschalierten Scha-

densersatzes ist im Falle eines Werkver-

trages auf maximal 5% des ursprüngli-

chen Netto-Vertragspreises  bzw. im Falle 

eines Kaufvertrages auf maximal 5% des 

Netto-Vertragspreises der vom Verzug be-

troffenen Ware begrenzt. 

9.2 Mit der vorstehenden Regelung gelten 

sämtliche Schadensersatzansprüche we-

gen Verzuges als abgegolten und erledigt. 

Etwaige weitere Schadensersatzansprü-

che wegen Verzuges sind ausgeschlos-

sen, und zwar unabhängig davon, ob der 

tatsächliche Verzugsschaden die Höhe 

des pauschalierten Schadensersatzes er-

reicht bzw. übersteigt. Die Ausnahmen 

von der Haftungsbegrenzung bzw. dem -

ausschluss nach Ziffer 10.7 gelten ent-

sprechend auch hier. 

9.3 Im Falle eines Werkvertrages hat der 

Kunde SSI die Geltendmachung des pau-

schalierten Schadensersatzes in Textform 

spätestens innerhalb von 5 Werktagen 

nach Abnahme und im Falle eines Kauf-

vertrags spätestens innerhalb von 5 Werk-

tagen nach vollständiger Lieferung mitzu-

teilen (Ausschlussfrist). Unterbleibt eine 

solche fristgerechte Mitteilung, sind etwa-

ige Ansprüche des Kunden ausgeschlos-

sen. 

10 - Haftungsbeschränkungen und -

ausschlüsse 

10.1 Diese Haftungsbestimmungen gelten 

– unabhängig von der Rechtsgrundlage 

und/oder dem Haftungsgrund für die Haf-

tung im Einzelfall – für die Haftung von 

und/oder Ansprüche auf Ersatz vergebli-

cher Aufwendungen gegenüber SSI ("Haf-

tung"). 

10.2 Diese Haftungsbestimmungen gelten 

zugunsten Erfüllungsgehilfen (z.B. Subun-

ternehmer), Lieferanten und Beratern. 

Gleiches gilt für Mitarbeiter, leitende Ange-

stellte und Geschäftsführer. 

10.3 Für den Fall eines Kaufvertrages ist 

die Haftung bezüglich Mängel auf 100% 

des jeweiligen Netto-Vertragspreises der 

mangelhaften Ware und bezüglich sonsti-

ger Haftung auf 100% des jeweiligen 

Netto-Vertragspreises begrenzt. Darüber 

hinaus ist die gesamte Haftung – inklusive 

eines etwaigen  pauschalierten Scha-

densersatzes nach Ziffer 9 – insgesamt 

kumulativ auf 100% des jeweiligen Netto-

Vertragspreises begrenzt. 

10.4 Für den Fall eines Werkvertrages ist 

die Haftung – inklusive eines etwaigen 

pauschalierten Schadensersatzes nach 

Ziffer 9 – insgesamt kumulativ auf 100% 

des ursprünglichen Netto-Vertragspreises 

begrenzt. 

10.5 Die Haftung für reine Vermögens-

schäden  und mittelbare bzw. indirekte 

Schäden bzw. Folgeschäden ist ausge-

schlossen. Dies gilt insbesondere für Nut-

zungs- bzw. Produktionsausfall, entgan-

genen Gewinn bzw. entgangenen Um-

satz, Verlust von Geschäftsmöglichkeiten 

bzw. von Aufträgen, Wegfall von erwarte-

ten Einsparungen, Finanzierungskosten, 

erhöhte Betriebskosten und Lagerungs- 

bzw. Zwischenlagerungskosten. Das Vor-

stehende gilt entsprechend für etwaige 

Haftungen und/oder Freistellungsansprü-

che gegen SSI aufgrund von etwaigen An-

sprüchen Dritter gegen den Kunden.  

10.6 Der pauschalierte Schadensersatz 

nach Ziffer 9 bleibt neben vorstehender 

Ziffer 10.5 unberührt. 

10.7 Vorstehende Haftungsausschlüsse 

und/oder -beschränkungen gelten nicht (i) 

bei Arglist, Vorsatz (ausgenommen davon 

ist Vorsatz von Erfüllungsgehilfen) oder 

grober Fahrlässigkeit, (ii) bei Verletzung 

des Lebens, des Körpers oder der Ge-

sundheit, und (iii) soweit zwingende nicht 

abdingbare Gesetze etwas anderes vor-

sehen (z.B. zwingende nicht abdingbare 

Produkthaftungsgesetze).  

11 - Schiedsgerichtsverfahren 

11.1 Meinungsverschiedenheiten der Par-

teien, die nicht einvernehmlich beigelegt 

werden können, sind abschließend durch 

ein Schiedsgerichtsverfahren nach der 

Schiedsordnung der Deutschen Institution 

für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (“DIS“) un-

ter Ausschluss des ordentlichen Rechts-

weges endgültig zu entschieden. Die Par-

teien können einvernehmlich auch eine 

andere Schiedsordnung vereinbaren wie 

z.B. gemäß dem Schiedsgerichtshof der 

Deutschen Industrie- und Handelskam-

mer (“DIHK“). Als Schiedsort vereinbaren 

die Parteien Frankfurt am Main. 

11.2 Die Schiedseinrede ist hinsichtlich 

des selbständigen Beweisverfahrens 

nach §§ 485 ff ZPO nicht ausgeschlos-

sen. 

11.3 Das Schiedsgericht besteht aus drei 

Richtern. Die Parteien können sich einver-

nehmlich auch auf einen Einzelrichter ei-

nigen. 

11.4 Das Schiedsgerichtsverfahren wird in 

deutscher Sprache bzw., im Einverneh-

men der Parteien, auch in  einer anderen 

Sprache wie z.B. Englisch durchgeführt. 

11.5 Über das Schiedsgerichtsverfahren 

sowie die im Zuge dieses Verfahrens aus-

getauschten Informationen und/oder Do-

kumente bewahren die Parteien striktes 

Stillschweigen. 

11.6 Eine Zusammenlegung von Schieds-

gerichtsverfahren gemäß den Regeln in 

ein einziges Schiedsgerichtsverfahren ist 

nur zulässig, wenn die Parteien einer sol-

chen Zusammenlegung zustimmen. 

12 - Anwendbares Recht 

Für das Vertragsverhältnis sowie alle da-

mit in Zusammenhang stehenden Angele-

genheiten, einschließlich seiner Erfüllung 

oder im Zusammenhang damit entstehen-

der Konflikte, gilt das Recht der Bundes-

republik Deutschland unter Ausschluss 

der §§ 305c, 306a, 307 - 310 BGB, des 

Kollisionsrechts und der Regelungen des 

UN-Kaufrechts (CISG). 
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